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Es gilt das gesprochene Wort.

Auch von meiner Seite noch ein gutes neues Jahr!

Fürs Portemonnaie der Beitragszahlenden startet der Jahreswechsel allerdings weniger gut. Kollegin 
Reimann hat es eben schon gesagt: Die Beitragssatzsprünge in der gesetzlichen Krankenversicherung 
waren kolossal! 

Die Kassen haben nicht nur auf breiter Front angehoben. Sie haben dabei auch durch die Bank weg 
den vom Schätzerkreis berechneten und per Rechtsverordnung dann festgelegten Anstieg des durch-
schnittlichen Zusatzbeitrags von 0,8 Prozentpunkten noch deutlich überschritten. Wir liegen jetzt 
bei den tatsächlich erhobenen Zusatzbeiträgen im Mittel nicht bei den prognostizierten 2,5 Prozent, 
sondern bei über 2,9 Prozent. Zur Erinnerung: Im Jahr 2015 lag der Zusatzbeitragssatz bei durch-
schnittlich etwa 0,8 Prozent!

Solche Beitragssatzsprünge sind inakzeptabel und ein sozialpolitisches Armutszeugnis, zumal die 
Ampel mit dem Versprechen angetreten ist, die GKV-Finanzen zu stabilisieren. Fakt ist, dass die 
Beitragssatzstabilität der gesetzlichen Krankenversicherung und sozialen Pflegeversicherung völlig 
aus dem Lot geraten ist. Das sorgt für viel Unmut und Verunsicherung bei beitragszahlenden Mitglie-
dern und ihren Arbeitgebern. Die Versicherten erleben jetzt seit zehn Jahren nur Beitragssatzsteige-
rungen, das Ausgabenvolumen ist enorm – aber es wird im Gegenzug keine Verbesserung der Leistun-
gen wahrgenommen.

Um die Dimensionen in absoluten Zahlen anhand des Ausgabenvolumens zu verdeutlichen: Für 2025 
sind Ausgaben in Höhe von mindestens 341 Milliarden Euro für die gesetzliche Krankenversicherungen 
und etwa 74 Milliarden Euro für die soziale Pflegeversicherung zu erwarten. Vor zehn Jahren – im Jahr 
2015 – hatten die GKV rund 209 Milliarden Euro und die SPV 29 Milliarden Euro Ausgaben zu verzeich-
nen. Das sind beeindruckende Steigerungen von 132 Milliarden Euro in der GKV und 45 Milliarden Euro 
in der SPV. 
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Wie unser Gesundheitswesen besser wird – aber nicht teurer. 
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Weniger Unsicherheit, mehr Stabilität
Eine Stabilisierung der Beitragssatzentwicklung ist zwingend notwendig, um Beitragszahlende finan-
ziell nicht noch stärker zu belasten. Und: Wir brauchen wieder mehr Qualität und Wirtschaftlichkeit 
bei der Verwendung dieser Milliardensummen.

Ein erster wichtiger Schritt, um Krankenkassen wieder finanziell stabiler zu machen, ist die Rück-
nahme der Begrenzung der finanziellen Rücklagen der Krankenkassen und die Rückkehr zu einem Rück-
lagevolumen in Höhe einer Monatsausgabe. Dass den Kassen über 10,5 Milliarden Euro Rücklagen 
zum Stopfen von Löchern im Gesundheitsfonds entzogen wurden, schlägt jetzt voll durch. Das war 
ordnungspolitisch und wirtschaftlich unklug. 

Die Zweckentfremdung von Versichertengeldern muss beendet werden. Es bedarf einer klaren Tren-
nung zwischen gesamtgesellschaftlichen Aufgaben, die der Staat zu finanzieren hat, und den origi-
nären Aufgaben einer GKV. Der Bundeszuschuss für versicherungsfremde Leistungen braucht eine 
regelgebundene Dynamisierung, ebenso müssen die pauschalen Krankenversicherungsbeiträge für 
Bürgergeldbeziehende auf eine auskömmliche Höhe angehoben werden. Wir sprechen hier von einem 
jährlichen Volumen von rund 10 Milliarden Euro. 

Auch an anderer Stelle müssen fiskalische Sünden behoben werden. Warum zahlt die GKV immer noch 
einen Mehrwertsteuersatz auf Arzneimittel von 19 Prozent, während für Ölgemälde und Schnittblumen 
nur 7 Prozent gelten? Auch die infrastrukturellen Kosten für den Krankenhaus-Transformationsfonds 
zur Hälfte den Beitragszahlern aufhalsen zu wollen, untergräbt das Vertrauen in die GKV. Wenn der 
Minister dann „seine“ Krankenhausreform als erstes anführt, wenn er gefragt wird, was den weiteren 
Beitragssatzanstieg in der GKV begrenzen soll, grenzt das an eine Verhöhnung der beitragszahlenden 
Wählerinnen und Wähler. Hier muss die Politik ehrlicher und verantwortungsvoller agieren.

Der Bund muss auch Haushaltsmittel für die versicherungsfremden Aufgaben bereitstellen, die bislang 
von der SPV getragen werden. Dafür braucht es einen dauerhaften, zweckgebundenen und dynami-
schen Bundesbeitrag, um gesamtgesellschaftliche Aufgaben wie die Rentenversicherungsbeiträge für 
pflegende Angehörige zu finanzieren.

Außerdem muss die Ausgabenentwicklung effektiv gesteuert werden. Wirtschaftlichkeitsreserven 
lassen sich z. B. durch die Weiterentwicklung der Ausschreibungs- und Rabattvertragsmöglichkeiten 
der Krankenkassen heben. Grundsätzlich muss die Ausgabenentwicklung wieder an die Einnahmen-
entwicklung gekoppelt werden. Die Potenziale der Digitalisierung sind so zu nutzen, dass sie die 
Aufwände für alle Beteiligten minimieren und Abläufe beschleunigen.
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Und die Kassen brauchen mehr Anreize, effizient zu versorgen. Dafür ist eine Weiterentwicklung des 
Risikostrukturausgleichs erforderlich. Die gravierende Unterdeckung von vulnerablen Versichertengrup-
pen von bis zu 18 Prozent ist durch eine Erhöhung der Zielgenauigkeit des RSA durch die Berücksichti-
gung von sozioökonomischen Merkmalen im RSA auszugleichen. Dies würde dafür sorgen, dass wirt-
schaftlich rational handelnde Krankenkassen ihren Versicherten Versorgungsangebote bereitstellen 
können, die ihren Bedürfnissen genau entsprechen. Krankenkassen sollten insbesondere in die Betreu-
ung von Versicherten mit hohem Beratungs- und Koordinierungsaufwand investieren – damit kann den 
rapide steigenden Gesundheitskosten auch entgegengewirkt werden. Auf Grund der Vorlaufzeiten ist 
eine RSA-Reform in der 21. Wahlperiode unverzüglich anzugehen.

Abschließend auch von mir noch ein Kommentar zu den forsa-Umfrageergebnissen. Diese zeigen nicht 
nur, welchen hohen Stellenwert das Thema Gesundheit und Pflege für die Menschen in Deutschland 
hat. Sie machen auch deutlich, dass die Bevölkerung nicht das Vertrauen in die Bezahlbarkeit des 
Gesundheitssystems verlieren darf. In der nächsten Wahlperiode müssen wir endlich die Kurve kriegen! 

Gesundheit und Pflege sind natürlich für sich allein wichtig – spielen aber auch eine entscheidende 
Rolle im Verbund mit anderen Politikfeldern, die in der öffentlichen Debatte gerade in Zeiten des Wahl-
kampfes stärker im Fokus stehen: Soziale Sicherheit und die wirtschaftliche Entwicklung des Landes 
müssen stets zusammen gedacht werden. Ein funktionierendes Gesundheits- und Pflegesystem zieht 
Investitionen an und fördert die Ansiedlung neuer Unternehmen in den Regionen. Ein effizientes 
Gesundheitswesen treibt das Wachstum der Volkswirtschaft voran und schafft Anreize für mehr 
Forschung und Entwicklung in allen Wirtschaftsbereichen vor Ort. Für all das stand Deutschland 
bisher und galt vielen Ländern weltweit als Vorbild. Wir als AOK-Gemeinschaft möchten dazu beitra-
gen, dass wir mit unserem Gesundheitssystem wieder genau dorthin kommen.
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